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Sonderrechte in der Krankenversicherung.
Soziale Einrichtungen müssen, wenn sie segensreich wirken

sotten« das ganze Volk umfassen. Wenn es Ausnahmen geben

(colli so dürien sie nur auf sittlichen Gründen beruhen, um Nach¬

teile von bestimmten Volksschichten abzuwenden. Keinesfalls
darf es Ausnahmen geben, die Vorteile irgendwelcher Art ein¬

zelne! ode- einer Mehrheit bringen, dies wirkt ungerecht, un-

sittlich und unmoralisch.

Die mannigfachen Gebilde in der Krankenversicherung, die

man trotz der vielen durch Gesetz geschaffenen Aenderungen

hat bestehen lassen, sind durch Weitgehende Berücksichtigung

von Sonderwfinschea hervorgerufen und auch trotz der vielen

Mängel urd Schäden für das Volksganze bestehen geblieben.
Es wird zurzeit viel vom Gemeinschaftsgedanken geredet und

geschrieben; aber selbst dort, wo nichts das deutsche Volk

hindert« den Qemeinschaftsgedanken praktisch zur Durchführung

v\\ bringen, zeigt sich dieser Wille ganz und gar nicht. Von

den besonderen Kassenarten können weder die Betriebs-

k ranken kassen noch auch alle anderen besonderen

Kassa aar ten vom allgemeinen sittlichen Standpunkt

etwas für ihr Bestehen anführen, was nicht auf selbst¬

süchtige Sor.dcrwüi.sche zurückzuführen ist. Schon die Tat¬

sache« dafl Kassen, die nicht mehr leistungsfähig sind, aufgelöst
und geschlossen werden können, wobei dann die Allgemeinen

Ortskrankenkassen oder die Landkrankenkassen die schlechten

Risiken zu übernehmen gezwungen sind, zeigt die außerordent¬

lich schwere Benachteiligung der Allgemeinen Ortskranken¬

kassen, die fast ausschließlich hier in Betracht kommen. Bevor

aber eine Kasse soweit ist, dafl zur Auflösung oder Schließung

geschritten wird, haben die frsatzkassen die zahlungsfähigsten

Mitglieder an sich gezogen, so daß dann die Allgemeinen Orts¬

krankenkassen die schlechten Risiken, die Ersatzkassen die

taten erhalten haben.

Innungskranken kassen sind last durchweg Zwerg«
kassen, deren Einrichtungen — oit ist nur ein Angestellter

vorhanden« der meist anch die Innungsgeschäfte verwaltet —

nicht auf der Höhe sein können« Eine groRe Anzahl dieser

Kassen besitzen eine neuere Ausgabe der RVO. Überhaupt nicht;

sie behelfea sich mit der im Jahre 1913 erschienenen — dies

trifft auch nachweisbar anf kleine Betriebskrankenkassen zu.

Besondere Ortskrankenkassen, die mit Schwie¬

rigkeiten zu kämpfen hatten, haben sich aufgelöst und Innungs¬

ankenkassen gebildet wodurch die in Fabriken beschäftigten

eiblichen Mitglieder der Allgemeinen Ortskrankenkasse zu¬

fielen« und nur die meist unverheirateten Gesellen der urrr-e-

wandelten Kasse verblieben. Auch hier wieder das elbe Bild«

s Abwimmeln der schlechten Risiken anf die Allgemeine
Ortskranke

e auf Sondervorteile gegründeten Kassen, rs die

Ersatzkassen, betonen, daß r*:r die Berufskrankenkasse
• Krankenkasse der Zuki nft sein könne, ohne -

.en

: n I tiefer darauf einz shen; r;:;r allgemeine Redcw

[en benutzt, um dies einleuchtend ersch .-• za !a

1 hier verbirgt rieh die Selbstsucht

Das s < le Tun und Denken beruht auf der G :e, dafl

der wirtschaftlich Stärkere für den wir! haflich Sc -cn

eintreten soll. Das Gemeinsam! ihl kann doch nicht d

seinen Ausdruck f. *, daß eine Berufsart die
'

'

I

wird und gute Arbeitsbed ig i :en hat. h von den schl ter

gestellten Volks en \ weil sc wc tx cn

können .1 gesundheitsscl liehe Arbeit leisten. Dieser

Orundsatz ist aber der maßgebende bei den E:

Ja, es geht noch wi .
die Ersatzkassen können sich

Mitgliede:- auswählen. Und cla die Mitglieder dieser Kassen

meist durch pc Bliche Agitation gewonnen werden, wird v

annehmer; müssen, dali s.ch die Wahl von Anfang an aui Per-

SOnen richten wird, die die Oewähr bieten, nicht oft krank zu

sein. Es kann nicht Jeder B< rufsangehörige einer beliebigen Kasse

beitreten, da bei den meisten zuerst die Verbandszugehörigkeit
verlangt wird. Als Berufskrankenkassen können aber nur solche
Krankenkassen gelten, die in einem Ort alle Personen eines
Berufes umschließen. Die besonderen Ortskrankenkassen könnte

man dafür ansehen, niemals eine Ersatzkassc,

Unter diesen Gesichtspunkten ist ohne weiteres der Schluß
zu ziehen, daß es ohne ErsatzkaSSCD ganz gut gehen würde,

niemals aber ohne Zv angskassöh« nach der Organisation« wie

sie die Ortskrankenkassen und die Landkrankonkassen haben.

Ganz abgesehen davon, daß, wenn man dic Zwangskranken¬
kassen abschaffen würde, noch eine ganze Anzahl sogenannter
Berufskrankenkassen gegründet werden müßten, weil die bisher

bestehenden Ersatzkassen mit wenig Ausnahmen nur Angestellte«
nicht Handwerker und Arbeiter, aufnehmen. Die ErsatzkasseUg
die auf das Vorhandensein der Zwangskassen dringend ange¬

wiesen sind, würden mit dem Zusammenbruch der Orts- und

Landkrankenkc :u ebenfalls aufhören müssen. Mit dein

Schließen der Zwangskassen muß die Versicherungspflieht auf-
hören, und die Ersatzkassen könnten kerne Versicherungs¬

pflichtigen mehr an sich ziehen. Oder aber die Ersatzkassel
würden durch Gesetze gezwungen werden, die Mitglieder der

bisherigen Orts- und Landkrankenkassen aufzunehmen. Mit

demselben Augenblick wurden sie selbst Zwangskassen ge¬

worden sein.

Dies wird zwar nie und nimmer eintreten, denn trotz aller

durch dic maßlose Teuerung entstehenden Schwierigkeiten
werden die Zwangskassen bestehen und bestehen bleiben

müssen. Aber gefordert muß werden, um ihre Leistungsfähig¬
keit zu erhalten und zu erhöhen, die Aufhebung der Sonder¬

rechte der freien Kassen« bie Zwangskasseu müssen die

Beschäftigten aufneht n, die Ersatzkassen konnten sin auf»

nehmen« Das ir// . chen erschienene neue Gesetz hat die

Bestimmung des S 505 Abs. II der RVO., wonach eine ärztliche

Untersuchung zulässig war, und bereits Erkrankte zurück¬

gewiesen werden konnten, gestrichen. liier lag ein ungeheurer

Vorteil der Ersat
'

assen. Nun wird zwar angeführt, § 310 RVO.

in Verbindung mit S 176 RVO. gebe den Zwangskassen ebenfalls

das Recht, ein Gesundheitszeugnis zu verlangen und den sich

Meldenden zurückzuweisen. Aber der Hauptumstand wird viel¬

leicht aus Unke. . . wenn nicht Absicht verschwiegen. Die

Ersatzkasse, die nur freiwillige Mitglieder hat hatte bei jedem

oa^ Recht der Zurückweisung ohne Ausnahme. Die Zwangskas :

muß Jeden aufnel cn, der versicherungspflichtig ist und auch

en sieh freiwillig Weidenden g maß § 313 KVO.. der inner¬

halb der vorangegangenen \2 M le 26 Wochen oder unmittel¬

bar vorher ö \\ n versichert war. Das Recht ein Gesund¬

heitszeugnis i und eine Zurückweisung auszu¬

sprechen, b eii auf :anz wenige Falle. Selbst Ricscn-

krankc m mit ^ eil über 100000 Mitgliedern haben wöchent¬

lich nur c
• P cn, bei deve» die iche Untersuc !

vor der lert i "en kann.

Bei den Lei .en ist in erster Reihe zu fragen: welche

Ka - kl ^ i r, wem v. ?

Die G : der l Krankenkassen zeigen |

gc:
1. dafl die v IUI lieder rwiegen;

2. die Beitrage der weiblichen Mitglieder bedeute

ge sind als d.e der männlichen;

3. daß die eewährten I tungen nicht nur absolut sondern

auch relativ pro V ed bei den weibl Mitgliedern«

die ler mä n bc übersteigen.

Es wird
.

E satzkassen geben, mit Ausnahme der nur

Mädchen und Fr; ,
die iür ihre weibl..hen Mit-

Zliedcr mehr i s iür die m n.

Nicht iie Za . n was dahinter st t. V> *
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vic! C-ei ! v.;..i i Bdertl Die Aerius.er. der Anr.cn. Witwen

cn, denen i!er Ernährer fehlt die für ihre Kinder selbst

n mii i und ein 7.'- -s E it erhalten Md daher

1 h v Beiträge kitten, die .sind es. dic die Zwaazskaasen
! •: i ?¦¦-. .17. bcs')r 5. Wenn manche Ersatzkasseo,

um für sich Propi 1 zu nie;:, inf d wirtschaftlichen

eri^keiten der Zwangskassen hinweisen, so seift sich

• •

.: s \ indnis. Die Zwai kassen können

n:
•

m <:. Stolz sagen, wenn wir uns euch in

fj .-<:•: Bedri 1 befinden, 10 liest die Schuld niciit an

I Ind dort wo s schuld sind, da können sie s:ch freudig

nen. Denn Schuld trifft d.e, <:ic trotz der Wirtschaft-
• Krise, der Not der /«.;. gehorchend, ihre Mehrleistungen

it
• iben, besonders d.e Familienhilfe, die wieder zu

rst den Br.n. :hten sntute kommt Welche arme

Mutter kann beute die Kosten für Arzt und Medizin allein auf«

1,. en? K.i.n man diese Kassen verurteilen und tadeln?

viB, es gibt Zwanzskassen, die In mancher Beziehung

¦och sehr rückständig sind, vielleicht weil sie nicht anJcrs

können, oder denen anch das erforderliche soziale Verständnis

i\ .. :. vie <- auch Ersatzkassen Reben wird, die in sozialem

(/..st geleitet werden. Dies ändert aber an dem Verlangen

nichts, daB alle Sonderrechte in der Krankenversicherung aui-

lehobei werden müssen. El ist eine VCTSladigrag am ganzen

Volk, wem iei irgend welchen Orundeii. die der moralischen

Grundlage entbehren, nicht eingegritieii wird.

Dnreh d.'s neue Oesetz sind zwar die ürsatzkassen zur

Teilnahme an der ücmeinlast verpflichtet, aber nur soweit ver-

sicli./.r.gsp.'iehtigc Mitglieder in Betracht kommen.

Eine Meldung der versicherungspflichtigen Mitglieder, die

«kr Ersatzkassc angehören, bei der Zwangskasse ist nach dem

neuen Oesetl nicht mehr notwendig, so daU sich schwer

Wird feststellen lassen, wer versicherungspflichtig ist und wer

nicht. Die Ersatzkassen werden nach kurzer Zeit überhaupt

nicht mehr hl der Lage sein, die Versicherungspflieht festzu¬

stellen, da die Arbeitgeber auch gegenüber der Ersatzkassc

keine Meldepflicht haben. Auch der Beitrugsteil wird ja an

den Angestellten rezahlt. Die Höhe der Beitrüge wird dann

ganz, in d:.s Belieben der Mitglieder der ürsatzkassen gestel't

«ein. so dat. auch aus der Beitragshöbe sich eine Versicherungs-

pfÜch. nicht feststellen .a?scn wird.

Mas OberversicherungsaflH als Abrechnungsstelle wird viel

Arbeit haben, um aller Schwierigkeiten Herr zu werden, wenn

da*. Bberbanpf möglicll ist. ts ist sehr zweifelhaft, ob daran

nnch die noch zu erfoi:_:enden Ausiührungsbestimmungcn des

Reichsarbeitsministers etwas werden ändern können.

Die ganze neue Gesetzesbestimmung wird sich als äußerst

umständlich, teuer und zeitraubend erweisen, so daü in ganz

kurze- Zeit Wieder Aenderungen eintreten werden mi-ssen.

Das Hern 1 der Sozialversicherung hat wieder einen neuen

Deck erhalten, der aber nicht gerade von besonderer Schönheit

•vt. höchste noch etwas bunter als die bisherigen. Das Be«

streben, die Sonderkassen aui jeden PaH zu erhalten, führt zu

den absonderlichsten Experimenten, die immer wieder neue

Experimente erfordern usw.

l>. ! dann wird ja auch nur die Wochenhilfe und ein Teil

der Infwendnngen fir die weiblichen Versicherten als Oemeinlast

verteilt. Die EamiUenhilfe wird aber nicht verrechnet, diese

bleibt den Zwangskassen voil nnd ganz. Es ist wieder etwas

geschaffen worden, was niemand befriedigt: deshalb mu6 trotz-

dtin immer und immer wieder gefordert werden:

Aufhebung aller Sonderkassen, soweit sie in dic Pflicht«

mitglicdscbafl hineingreifen. Man schaffe eine Uebergangszeit
in dieser mufi aber dic Bestimmung des

..

517 Absatz 11 wieder

voll cur Geltung gelangen ohne Ausnahme. Alle Arbeitgeber-

. teile miissen den zuständigen Zwangskassen zufließen, um

zum Teil den sozialen Ausgleich zu schaffen.

I ic Hauptverb_h.de der Zwangskassen dürfen nicht mehr

KU ückweichen; im Interesse des Volksganzen, des Volkswohls.

der Volksgesundheit der Gerechtigkeit dürien keine Sonder«

1 in der Krankenversicherung weiter geduldet werden.

nn mit dazu beigetragen werden, das deutsche Voik

. geistig wieder genesen zu lassen!

Paul Dittrich, Breslau.

¦»¦ ..-,- IUI I ¦ I HIB ,—¦. * '¦
-
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Verwaltung
Nene Gesetze und Verordnunzen. Bestimmungen über die

Vi nst- und Einkommensgrenze nach S 165a der Reichsver-
i ngsordnung vom 1. April 1923. (Veröffentlicht in der am

4. April ausgegebenen Nr. 20 des RQBI. S, 234.)
Auf Qrund der £!> 165, 165a, 176 der Reichsversicherttngs«

ordnunf i der Passung des Gesetzes zur Erhaltung leistungs¬
fähiger Krankenkassen vom 27. Man 1923 (RGBl. I S. 225) setze

h fest

I. dic für die Versicherungspflieht der Betriebsbeamten«
Angestellten usw. maßgebende Verdienstgrenze aui

4 S0OU00 Mk.

2. dic für die Versicherungspflieht der Hausgewcrbetn :bcn-

den maßgebende Linkommensgrcnze auf 4S0OOO0 Mk«,
3. die Grenze des jährlichen Gesamteinkommens, bis zu der

der Beitritt zur freiwilligen Versicherung gestattet ist
auf 1 200000 Mk.

Die Frist zur Meldung der Personen, die durch diese Be¬

stimmungen der Versicherungspilicht neu unterstellt werden, wird

bis zum 20. April 1923 erstreckt, soweit sie nicht nach § 317 der

Reichsversicherungsordnung darüber hinauslauft.

Der Keichsarbeitsministcr. gez. Dr. Brauns.

Der Reichstag hat einer Verordnung auf Grund des Kot-

gesetzes (Soziale Wahlen) vc;n 23, März 1923 zugestimmt
wonach der § 5 der Verordnung vom 8. März 1923 (Aussetzung
der Wahl) auch arif den unbesetzten Teil der Rheinprovinz und

der Provinz Westfalen Anwendung findet

Zur Krankenversicherung der Kurzarbeiter. Die Kurzarbeit
hat in c!er letzten Zeit sehr zugenommen. Um so häufiger
machte die Frage, nach welchem Grundlohn die Kurzarbeiter

in den Krankenkassen zu versichern sind, Schwierigkeiten«
Grundsätzlich mal der wirkliche Arbeitsverdienst des Ver¬

sicherten maßgebend sein, so daß der Kurzarbeiter nicht nach

seinem früheren, vollen Arbeitslohn, sondern nach seinem

augenblicklichen* verkürzten Arbeitsverdienst versichert

wäre. Das hat aber die schlimme Folge, daß der erkrankte
Kurzarbeiter wahrend seiner Arbeitsunfähigkeit ein entsprechend

verkürztes Krankengeld bezieht. Auch für die Krankenkasse ist

der Zustand nachteilig, da die Beiträge der unteren Lohnstufen

verhältnismäßig ungenügend gegenüber den hohen Kosten der

Sachleistung sind.

Allerdings kann nach ß 382 RVO. die Satzung zulassen, daß

Versicherte, die vorübergehend einen geringeren Lohn be¬

ziehen, in ihrer alten höheren Lohnklasse versichert bleiben.

Wenn jedoch — was gegenwärtig meistens der Fall ist — Jie

Kurzarbeit für absehbare Zeit als dauernd anzunehmen ist dann

fällt sie nicht unter diese Ausnahme. Ueberdies muß nach $382
der Kurzarbeiter das Mehr des Beitrages bei vollem Arbeits¬

lohn gegenüber dem Beitrage nach dem verkürzten Arbeits-

verdienst tragen: und das ist eine Härte für den, der auch

mit der Entschädigung aus der Frwerbslosenunterstutzung be¬

trächtlich hinter seinem vollen Arbeitslohn zurückbleibt.

Aus diesen Gründen beantragten die Sozialdemokraten ha
Haushaltungsausschuß des Reichstages bei der Beratung des

Haushalts für das Reichsarbeitsministerium, dal? die Kurzarbeiter
In der Krankenkasse nach ihrem früheren vollen Arbeitslohn
versichert bleiben und das Mehr an Beiträgen aus der Erwerbs*
losenfürsorge bezahlt, der Kurzarbeiter also dadurch nicht be¬

lastet wird. Den Antrag nahm der Ausschuß einstimmig an.

Darauf verständigten sich die Sozialdemokraten mit dem Reichs¬
arbeitsministerium und den anderen Parteien, so daß am

25. April der Reichstag bereits das Gesetz annehmen konnte,
das diese Versicherung der Kurzarbeiter vorschreibt, und zwar

mit Wirkung vom 30. April ab. Leider entstand noch nach¬

träglich eine Schwierigkeit, die die Annahme des Gesetzes Im

Reichsrat verzögerte. Am 9. Mai endlich ist es aber auch dort

angenommen worden, so daß es in den nächsten Tagen im

„Reichsgesetzblatt44 erscheinen wird.

Qusta v H o c li - Hanau.

Gewerkschaftliches.
Reiehsfachausschußsiizting der Berufsgenossenschal(sauge-

stellten. Am 4. Mai 1923 trat der Reichsfachausschufl der Berufs*
genotsenscbaftsangestellten in Berlin zu einer Tagung zusam¬

men. An der Sitzung nahmen vom Reichsfachausschuß folgende
Kollegen teil: Böchel-Minden, Lconhardt-Flbcrfeld, Raul-Han¬
nover, Schmidt-Karlsruhe, Schönlein-Berlin, Wendel-Magde-
bung. Vom Vorstand waren die Kollegen Brenke und Aman

vertreten. Von der Hauptverwaltung nahm Kollege Lcpinskj an

der Sitzung teil.

Kollege Brenke begrüßte die erschienenen Kollegen. Fr

berichtete über die letzten Verhandlungen mit dem Arbeitgeber¬
verband Deutscher Berufsgenossenschaften über die Durch«

führung der Dienstordnung. Unter großen Schwierigkeiten ist es

gelungen, eine Dienstordnung mit dem Arbeitgeberverbami zu

vereinbaren. Eine klägliche Rolle in der EntstehungsgeschiC&te
der Dienstordnung spielte der Verband der Beamten und An-

gestellten der Reichsunfallversicherung (Verbaruv). Zunächst er¬

klärte er aus reiner Kurzsiel]tigkeit, dali er sich nicht an den

Verhandlungen beteiligen wollte. Kaum gefaßt, bereute er die¬

sen CntschluB und suchte neue Verhandlungen nacl-.. Kaum

waren die Verhandlungen eingeleitet, tanzte er erneut aus der

Reihe und versuchte von außen her die Bestrebungen unseres

Verbandes herabzuwürdigen. Schließlich steckte er sich auch

hinter das Reiehsversicherungsamt Alle diese Machinationen

tragen den Stempel gewerkschaftlicher Unmündigkeit und L'n-

verantwortliehkeit auf der Stirn. Gewiß wird niemand dem Ver¬

baruv das Recht bestreiten, sich lächerlich zu macheu. Das

Bedauerliche dieser Handlungsweise ist aber, daß die gesamten
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leiden

ergc-

uestellten der Berufsgenossenschaften darunter zu

haben. Wenn sich ietzt Schwierigkeiten für die Kollegen

en« an die vor Monaten nicht zu denken war« so trifft die

!J allein dic dilettantische Verhandlungsmanier des Ver-

ruv. — An das Referat schlaf sich eine eingehende Ans-

;.e. Pas Ergebnis waren einmütige Beschlüsse über das

tere Vorgehen des Verbandes.

lieber Besoldungssperrgesetz und Berufsgenossenschafts-

• ige ücn i_>^uiuuuxd5^ux%ov;i_tca m uuilü u.c iwvuidpic«

mg für die Berufsgenossenschaftsangestellten günstig geklärt.

ei Verband hat in einer Rechtsschutzsache eine grundsätz-

be Entscheidung des Reichsversicherungsamts erwirkt, wo-

I _
• m . . m >._• r * ____* «_».-..« »>...«> «_¦•—- mm m. bb ¦ s ¦¦ w ¦ ¦¦ *_¦«-¦¦ -..—,-»»--_•..-_.. w-^-w-»

Berufsgeaossenscbaftsangestellten unter das Besoldnnxs-

errgesetz zu bringen, iürs erste unschädlich gemacht — Die

... aregelnng de: Rechtverhältnisse der Angestellten bei den So-
• ... . . ¦ ¦ A M

_i politischen Ausschuß des Reichstages beraten wird. Der Re-

;rnngsentwirl versucht alle Knappschaftsangestellten zu Be-

i iten zu stempeln, wogegen rieh die Knapuschaitsangestellien

I aller Entschiedenheit wenden. Unseren Bestrebungen ist es

gelungen, diese Oefahr abzuwehren. Auch für die Berufsgenos-

nschaftsangestellteu muß völlige Klarheit darüber geschaffen

werden« daß sie Angestellte auf Privaidienstvertrag sind. Die

Bcrofsgenosaeittchaftsangcstellltcn haben keine Neigung, sich

;.;if Kosten eines wohlklingenden Titels die Rechte nehmen zu

>sen. die sie sich im jahrzehntelangen Kampf errungen haben

Die neue Arbeitsgesetzgebung« vor allem das Betriebsrfitegesetz

und die Taritverordnung müssen in unbeschränktem Maße auf

die Berufsgenossenschaftsangestellten Anwendung linden.

Auch über diesen Vortrag fand eine eingehende Aussprache

statt. Mit den vom Hauptvorstand veriolgtcn Zielen erklärten

sich die Kollegen völlig einverstanden. — Folgende Entschüe-

lung wurde einstimmig angenommen:

„Die Tagung des Reichsfachausschusses der im Zentraiver¬

band der Angestellten organisierten Berufsgenossenschaftsange¬

stellten am 4. Mai 1923 in Berlin, die aus allen Teilen des Rei¬

ches beschickt ist. fordert von der Reichsregierung eine ein-

wandfreie Klärung der Rechtsverhältnisse der Sozialversiche-

ri.ngstrager nach der Richtung, daß die Verordnung über Tarit-

ausschuß ging mit der Ueberzeugung auseinander, iiir die

schwierigen Berufsfragen, vor die er gestellt war, befriedigende

. «ungen gefunden zu haben.

Zur Rcichsbeso.dtingsordnung. Neuregelung der

örtlichen Sonder2nichtige : Die Neuregelung ist im

^Reicbsbesoldungsblatr Nr. 32 veröffentlicht

Sofortige Auszahlung der für Mai zu zah¬

lender) 2 5 Proz. Mehrgeh alt. Die Verhandlungen der

>pitzcnorgan;sationen über eine Neufestsetzung und Erhöhung

vier Bezüge sowie über die sofortige Auszahlung der für Mai

xu zahlenden 25 Proz. Mehrgehalt hatten das Ergebnis, daß die

Auszahlung nicht erst am 15. Mai. sondern sofort vorgenommen

\ i irden soll (siehe „Reichsbesoldungsblatt" Nr. 24).

Trotz unserer wiederholten Hinweise, daB sofort ein Termin
•

die Verhandlungen über die Erhöhung der Bezüge oder die

Neuregelung der Grundgehälter festgesetzt werden müsse, blieb

r Minister Hermes dabei, da!] er einen solchen Tag noch

:ht bestimmen könne. Wir werden weiter auf baldigen Ver-

tndlungstermin drängen.
E r h 5 li u ng der 13 e s a t z :i n gs zu 1 a ge. Die in Nr. 4

mserer Zeitschrift bekanntgegebene Besatzungszulage ist ab

i. März 1923 verdoppelt worder1: sie betragt somit in den

< ten der Ortsklasse: A 82000 Mk.. B 30800 Mk\, C, D und E

i ÜO Mk; die Kiuderzulagcn 640 I Mk, (siehe .Reichsbesoldurgs-

attM Nr. 23).
Die neuen örtlichen Sonderzaschläge. Am 13. und vi

19, bis 24. April fanden im Reichsfinanzn tcrium Vcrband-

Iungen über die örtlichen Sonderz;,^T_!i.ge statt, nachdem vom

14, bis 21. März Vorverhandlungen erfolgt waren. Nach dei;

\ orverhandlungen wurden Forderungen ausgearbeitet und am

27. März dem Reichsfinanzministeriuni unterbreitet. Obwohl

wir unsere Forderungen schriftlich unterbreitet hatten« wollte

s Reichs:: tanzministerium seinerseits uns einen schriftlichen

Vorschlag nicht machen. Die Verhandlungen vom 13. April
irden am den 19. April vertagt, damit das Reichsfinanz«

ministerium in der Zwischenzeit einen schriftlichen Vorschi -

terbrei ten konnte« Die gemeinschaftlich aufgc teilten Forden

rangen bezogen sich in der Hauptsache auf das unbesetzte
Oebiet das Reichsftnanzmhiisterium hatte bei seinem Angebot
dieses unberücksichtigt gelassen. Tis bot nur eine Neuregelung
für das alt- und neubesetzte Gebiet, die Qrenzbezirke und
insgesamt U Qroßstildte einschließlich der zugehörigen Vor¬
orte an. Für den Bbrteen Teil des Reiches konnten wir leider
nichts erreichen. Im besetzten Oebiet erfohrte dic Regelung
unter Anlehnung an die Ortslohnzuschläge fiir die Arbeiter.
Im unbesetzten Oebiet lehnte die Reichsregierung es ab. nach
diesem Ornndsatz örtliche Sonderzuschläge zu gewähren, so
daß im gesamten Deutschen Reiche mit Ausnahme des be¬

setzten und angrenzenden Oebiets weiterhin das Mißverhältnis
bestehen bleibt dafl die Arbeiter im Reichsdienst bedeutend
mehr verdienen, als die mit ihnen vergleichbaren Angestellten
und Beamten. Auch die Regelung für das besetzte Oebiet
erfüllte die gestellten Forderungen nicht Wir arbeiteten an
der Vorlage mit lud versuchten, dic größten Harten zu ver¬

meiden. Ea war uns leider nicht möglich, das Angebot der
Regierung anzunehmen. Die Verantwortung für die Neurege¬
lung müssen vir vielmehr dem Reichafinanzministerinm über¬

lasse». Der Reichsrat hat die Vorlage fn seiner Sitzung am

3. Mai angenommen. Die ganze Regelung tritt rückwirkend
ab 1. März in Krait, so daß aut die bereits gezahlten Betraue
noch eine Nachzahlung eriolgt.

Regelung der Lehriingsverhäitnlsse in den Krankenkassen.
Dic Verhandlungen mit dem Hauptverband deutscher Orts¬
krankenkassen über die Aufstellung eines Musterlehrvertrages
und von Richtlinien über dic Beschäftigung von Lehrlingen sind

nunmehr abgeschlossen. Bei etwaiger Beschäftigung oder Lin-

Stellmtg von Lehrlingen sind deshalb diese Vereinbarungen zu

beachten.

Auch der Preußische Landtag iür das Tarifrecht der Kassen¬
angestellten. Der Preußische Landtag hat am 20. April den An¬

trag der Sozialdemokratischen Fraktion aui Aufhebung des Er¬

lasses vom 4. Januar 1923 über die Vorbildung und Ausbildung
der Krankenkassenangestellten gegen die Stimmen der sozialisti¬

schen Parteien abgelehnt. Dagegen hat er den Antrag: „Der

Landtag wolle beschließen: das Staatsministerinm zu ersuchen«
von der Reichsregierung eine Aenderung des | 355 RVO. zu

fordern, damit auch den Krankenkassen und ihren Angesteliten
das ihnen auf Qrund der Verordnung vom 23. Dezember 191S

zustehende T a r i f r e c h t zweifelsfrei gewähr¬
leistet WlrtT, einstimmig angenommen. Damit hat auch der

Preußische Landtag zum Ausdruck gebracht daß der bisherige
Zustand des Widerstreits zwischen den Bestimmungen der RVO.

und dem neuzeitlichen Tarifrecht unhaltbar geworden ist. Die

in Kürze stattfindenden Verhandlungen im Reichsarbeitsministe¬

rium werden hoffentlich die gewünschte einwandfreie Klärung
zugunsten des Tarifrechts bringen.

Endlich Einsicht! Die Antwort des Reichsarbeitsministe¬

riums? Bekanntlich hat der Reichsarbeitsntimster In einem

Frlaß an die Lander daraui hingewiesen, daß „von manchen
Seiten4* Reitend gemacht wird, dafl die Verwaltungsausgaben,
„besonders diejenigen zu Besoldtmgsrwecken" übermäßig an¬

wuchsen. Er stixt weiter: „Ich behalte mir vor, auf die Frage

der Verwaltungskosten aus An Sali einer Entschließung des Reichs¬
tags demnächst näher einzugehen* mochte aber schon jetzt die

Bitte aussprechen, d.e nachgeordneten Versicherungsbehördeu
mit Weisimg wegen sorgfältiger Prüfung der Qeschäitsgcbarung
ihrer Krankenkassen und nötigenfalls wegen tatkräftiger Geltend¬

machung der Aufsichtsbefngnisse zu versehen.**
Die Länderregierungen, allen voran der preußische Minister

fiir Volkswohlfahrt hatten nichts Eiligeres zu tun, als die Ober«

Versicherungsämter auf diesen von »manchen*1 Seiten ergan¬

genen Hinweis darauf aufmerksam zu machen, nachdrucklichst

für eine Herabdrfickung der Ausgaben fir Verwaliungszwccke
besorgt zu sein. Die Oberversicherungsärnter haben prompt den

Wink verstanden und bei ihren Qenebmigungen der Dienst¬

ordnungen in rigoroser Weise in das Selbstverwaltung: recht der

Kassen und das Tarifrecht de: Angestellten eingegriffen.
Trotz mehrfacher Aufforderungen bat weder der Reichs-

minister noch de: preußische Minister iür Volkswohlfahrt weder

uns noch dem Hauptverbande deutscher Ortskrankc
.

, an¬

gegeben, von wem über angeblich hohe Verwa : w .osten

bericl tet worden ist. Wir haben immer daraui Irittgi sen,

daß die Finanznot der Kassen nicht zurückzuführen ist aui eine

unsachgemäße Verwaltung oder ear auf eine zu hohe Bezahlung

der dort beschäftigten Angestellten, sondern daß die wahren

Ursachen der Fina aui anderem Gebiete zu suchen sind.

Einer verhältnismäß
._ geringen Beitragssteigerung stand eine

bedeutend größere Ausgabe fflr ärztliche Behandlung. Arznei«

und Verbandmittel usw, jegci ;r. Durcii eine verkehrte Gen

setzgebung wurden den Kassen Ausgaben auferlegt iür eine Z< .

in der sie iiocit nicht durcii Einzug der höheren Beiträge hieri

Deckung gefunden hatten. Nicht zuletzt aber die den Kassen

üb< rtragenen b e s o n d e r e n Aufgaben verschuldeten lie

Finanznot der Kassen. Aus dem Reichsversorgungsgesetz, ins«

besondere aber anch durch dic Wochenfürsorge, entstehen den

Kassen Ausgaben, üie eigentlich zu Lasten des R€ t 2S zu gehen
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haben und für Welche ihnen eine voilc Deckung nicht kc-

gebcn wird. N ehr scheint man auch im Reichsarbeits¬
ministerium das Unhaltbare dieser Lage fflr die Kassen

i en haben, denn es hat unter dem 14. April den Kassca*

bauptverbänden I
.
ndet Schreiben sage It:

icrtifl NW. tB, den K hpim tsaSi

MI!_ I. 193» 2. A-«r

Ott Reichstag bat In einer EntscKi-Saat die Relcksretieraag rn Vorlas«

eire, Qm irit i n. wonach Mt Vcrwiltunuikostcn für

die gesamti :h-nfGrsor«c tf-n Kraaktakaasaa ersetzt

Wf-Jfn. Um ea c*.
- : lütcSeai SteUaaf nehmen za kvr.cn. UcJarf »cli

i^aicr Ar-a> i «Jai b*1 welche« Betragt <-.e Krankeakasses terefc

die WatrariMMmg <5.*. t idea OMItceakeltea D «-«itt Cr j.-ien

Ei in belastet wer&i I «» ersech« den Verband, mit mfttlicfcttef Bt-

SChlCQO.grag eiae Umfrace bei tfei i^-n aateschl'ttftercn Krankenkassen za

kai;en nnd mir d..* Crgcbait deunBekai mit der den etwa wm Sacke za

au: in V-Mscklltea mitaateitea. I. A. *cz.: SpteUuUBe*."

v. ;r begrüßen es, daß endlich das Rc.chsarbeitsmiuistertam

auf diesem Wege zu einer Entlastung der Krankenkassen bei¬

tragen v.il, vernichten damit ledoch keineswegs aul die Er-

l des Reichsarbeitsministers, wo die „manchen Seiten14

zu suchen sind.

Aber vielleicht schant sich der Herr Relchsarbeitsn nister

einmal den Verwaltungsbetrieb der Versichernitgsbehörden ge-

nauer an. Diese sind da, nm darüber ku wachen, ..chß Q( eti

und Satzung beobachtet werden" — nicht aber, MH den Kassen

und ihren Angeste it kn au: alle mögliche W« ie die Arbeit zu er¬

schweren. Das unerhörte Verhalten des Versicheriitgsamts in

Oscberskbea [%. Nr. 9 c.r ,.V. '£:) ist sicher nicht dan angetan*

das Wirken der Krankenkasse zu Fördern! Aber es ist ja keine

Seltenheit dali preußische Versichernitgsbehörden ihre alleinige

Au >e d?.r.n sehen, die Angeste ten in ihren Rechten zu

v i em und eine ständige Reibung zwischen Kasseavorständen

¦od Angestellten hervorzurufen.
Was sich das Oberversicherungsarnt Landshut in ewiger

Bevormunderei leistet steht aber doch wohl einzig da. Man

lese folgenden Ukas:
»QeteawSctiia tarn Vortags wtlst Mut leere Scitca aal. Der Qml

hir-:..r 1 t ofttaWu iaria tu eeMickeu, d..ß tm lenltata Paplet ah -!.;• a-

achrift auf beidea Seitaa aichl vfUrSst KscMem gerade Plaptef in totster ZcN

hhti.. % kostspielig gewo;C.n. erscheint dit Vcbunz. im schriiiiicäca Verkette

nur die Maschine zu bumtzen, sct.oti auch wegen der Teuer :\Z des Betriebe*

ur.d Icsvregea anfechtbar, well beim MSsdlfea MsschteCM hrcÜKa die rifc-

r,n£ der Jede Raumausr.utzt_r.ff MtStteMaa I'eder mit der Zeil verlernt Wtt4*

i :r.d-*hut. den 1. M rz MOL

Dhervtr ivhcrun£_. . ;. ccz. üichrl. S l Dfc)itüMter: Vi' ietM

Man fühlt förmlich den Aktenstaub in dea Oberversiche-

nngsämters aus diesem Erlaß. Die Fenster aui. Herr Reichs«
arbeitsmintSterl Hier eilt es den Hebel anzusetzen, hier könnten

Ersparnisse an Verwaltingskostea gemacht werden im Interesse

letzten Endes anch der krankenversicherten Steuerzahler. Wir

haben immer geklagt daß die VersicherungsbehÖrdei so wenig

Verständnis iür die Entwicklung des neuzeitlichen Angestellten-
rechts haben. Daß aber auch au: verwaltuttgstechnischem Ge¬

biete eine solche Kurzsichtigkeit besteht, beweist, — daß diese

alten Qeheimrats-Räte nicht mehr au dem richtigen PlaUe

stehen!

Ciaulachgruppe Baden. Die Verhandlungen Cilvcr die Rege¬

lung der Besage der KassenaBgesteüten, denen eine Forderung

Bli Zahlung eines Mürzeinkommens. berechnet auf die Monate

Pei mar bis Mai. ssgrunde la?, endigten mit folgendem Ergebnis:
Mit Rücksicht auf die zwischen der Reichsregierung und

dea Spitzenorganisationen der Reichsbeamten und Angestellten
i tch schwebenden Verhandlungen über Jie Erhöhung der

Sonderzuschläge auch iür badische Orte, wird den Kassen¬

angestellten bis /.ur Klänrag der Verhältnisse zunächst ein Vor¬

schul aal die künftige Regelung in Höhe eines halben März-

Monatseinkommens (Qehalt, Teuerungszulage sowie Frauen«

nnd Kinderzulagen) sofort ausbezahlt

Im Anschluß hieran wurde noch folgendes vereinbart:

Ab I. Mal beträgt die wöchentliche Arbeitszeit 45 Stunden.

Uel rstunden sind grundsätzlich zu vermeiden; sie können cr-

forderlichenfalls vom Vorstand nach Verhandlungen mit dem

Betriebsrat (Betriebsobmann) angeordnet werden und sind als¬

dann bis zu einer Arbeitszeit von wöchentlich 48 Stunden nicht

und darüber hinaus mit 2S Proz. Aufschlag aus dem aus der Be¬

soldung sich ergebenden Stundenlohn zu vergüten« Jede an¬

gefangene Stunde ist als volle Stunde zu bezahlen. Errechnet

wird der Ueberstundenlohn ans dem Grundgehalt und

Teueru zutage pro Monat geteilt durch 200.

Weiter werden die Bestimmungen des Bezirkstarifvertrages
(iber die Zählgelder und die Dienstaufwandsentschädigung wie

I gt geändert:
Für das erste Vierteljahr 1923 erhalten die Angestellten«

die Gelder erheben, einnehmen oder ausbezahlen, bei einer Hin¬

nahme bis 750 000 Mk. em jahrliches Zählgeld von 60U Mk., bis

1000000 Mk, ein Jährlich« i :eld von 750 Mk.. bis 21 19000

Mark ein jährliches Zählgeid von 1200 Mk., über 2 00 10 Mk.

ein jährliches Zählgeld von 1SC0 iMk. Dic Zählgelder ab 1. April
1023 werden bei der nächsten Verhandlung über dic A -

gestelltenbezflge vereinbart.

Als Dienstauiwandsentschadi^un^ erhalten die im Anten«

dienst beschäftigten Angestellten ein sofort zahlbares Aufwands-

geld in Muhe von 15000 Mk. für das erste Halbjahr 1923. 1

Betrag dir den Dienstaufwand fiir das zweite Halbjahr 1923 wird

anfangs des zweiten Halbjahres festgelegt

Versammlung «1er Krankenkassenangestellten In Chemnitz.
In einer gutbesuchten Versammlung des Bezirks Chemnitz am

24. April sprach Kollege Brenke, Berlin, über das Thema „V

ser Kampf ums Recht1*. Kr schilderte die Kämpfe, die d

Kassemotgestelltea seit länger als einem Jahrzehnt gegen dic

reaktionären Bestrebungen der Regicrttngsbureaukratie, die auf

eine Verbeamtung hinzielen, nnd für die Anerkennung ihres Tai

rechtes führen. Die in letzter Zeit wieder inszenierte poli¬

tische Hetze gegen die Krankenkassen und ihre Angestellten
reizt, wohin der Weg führt Minen willkommenen Anlaß r

ihrem Vorgehen bietet den Aufsichtsbehörden die finanz

Notlage cicr Kassen. Der Redner schilderte die Ursache dic

Notlage nnd kam dabei atrf das Gesetz zur Erhaltung leistungs¬

fähiger Krankenkassen zu sprechen. Ur v.'mz schließlich aul d

letzten Erlasse des preuBischen Ministers fiir VolksWohlfahrt

und aui d.e von uns gor Erhaltung des Rcicbstariis zu unter¬

nehmenden Schritte in. In der Aussprache spielte Insbesonde •

die Frage der Ersatzkassta eine groBe Rolle. Kollege Bre

leerte in Schlußwort den grundsätzlichen Standpunkt des Vt -

bandsvorstandes zur Zentralisation der Krankenversicheru

dar. Durch die Ersatzkassen ist die freigewerkscbaftliche An-

gestelltenbewegnng viel mehr geschädigt worden als die Orts¬

krankenkassen. Die politischen Machtverhältnisse verhindern

die Beseitigung der jetzigen Zersplitterung. Wir müssen für

Stärkung der freigewerkachaftlichen Bewegung sorgen nnd der

Mentalität der Angestellten Rechnung tragen. Aus diesen grund¬
sätzlichen Erwägungen muß diese Frage beurteilt werden.

(ia;!fachsruppe Hannover. Fachbildung der Kran¬

kenkassenangestellten. Die Qauleitung hatte zum

Sonntag, den 18. März, nach Celle eine Konferenz der Kran«

kenkassenangestdlten und Vorstandsmitglieder aus dem Bezirk

des Oberversicherungsamtes Lüneburg einberufen. Herr

Bürgermeister Kleeis aus Ascherslebea hielt einen sehr lehr¬

reichen Vortrag über die Aendernngen in der Reichsversiche-

raigsordnung. Die Ausffihrmigeu hierüber fanden allseitige Zu*

Stimmung. Auch die Übrigen Punkte der Tagesordnung erwock-

ten lebhaftes Interesse. Die Aussprache beschäftigte sich vor

aüen Dingen mit der Frage der Ausbildung der Kassen¬

angestellten uud der Durchführung der Tanfgemeinschaft. An

dic anwesenden Vorstandsmitglieder wurde das Ersuchen ge¬

richtet, in den Orten, in denen sich bei der Durchführung der

Tartfgemeinschaft Schwierigkeiten ergeben, diese Hand in Hau I

mit der Organisation zu beseitigen.

Gaufachsrruppe Oldeabarc Qemäfl § 3 der bezirklichen Fr-

gänzung zur Tarifgemeinschaft für die Krankenkassenangestellten
wurde auf Qrund der Veränderung der Besoldung der Reichs-

und Staatsbeamten von dem Tarifausschuß folgende Aenderun \

beschlossen:

Außer dem Grundgehalt und den im XIII. Nachtras: mit Wir¬

kung ab 1. Februar 1923 festgelegten Teuerungszuschlägeu wird

ein weiteres Monatsgehalt in der Höhe der Oesamtbezüge aus¬

gezahlt
Die Auszahlung erfolgt am 15. April und 15. Mai je zur

Hälfte. Die Nachzahlung ist als Aussieich bis Knde Mai anzu¬

sehen.

Gauiachttruppe für den Unterverbandsbezirk Westfalen.. Am

6. Mai fand in Bielefeld eine gut besuchte Oaufachkonferen \

statt Den Geschäftsbericht sab der Kollege Borchardt-Biele-

feld. Kollege Hrenke-Berlin sprach über ..Unser Kampf ums

Recht14. Nach lebhafter zustimmender Debatte wurde eine Ent-

schliefiung einstimmig angenommen, \\\ der von der Reichs¬

regierung eine einwandfreie Klärung der Rechtsverhältnisse der

S >zlalversicherungsangestellten nach der Richtung geford
*

wird, daß die Verordnung über Tarifverträge vom 23. Dezember

1918 nnd dzs Betriebsrätegesets vom 4. Februar 1920 zwei*" -

frei und ohne Einschränkungen auch auf die Angestellten di

Sozialversicherungsträger Anwendung findet — lieber

kurseM referierte K Qeorges-M iden. Die Qaufachgrupp

leitung wurde beauftragt Im Sinne des Vortrages mit dem

Kassenunterverband in Verhandlungen einzutreten.

BcrufslubHäum. Kollege Her m a n n VV endsch I a z .

Geschäftsführer bei der Ortskrankenkasse der Gurtler _n Berlin,

blickte am 9. Mai aul eine 25jährige Tätigkeit zurück. Zu

diesem Jubiläum sprechen wir ihm nachträglich die herzlichsten

Glückwünsche aus in der Hoffnung, daß er seinen Dienst in ge-

Fa
* •

*

-

wohnter Rüstigkeit und

weiter versehen möge.
geistiger Frische noch recht lange

\«4ikLL^w4,,iit-ivi äwiiri-lUuiwur; w v^jüX <&_n_t*<u.-- Yuilug; *ioj.*„. u. rarLiUiü der Ali£9.t«Vel.laQ ,
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